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Schwerpunkte rechter Gewalt in Brandenburg verlagern sich

Rassismus bleibt häufigstes Tatmotiv – Attacken gegen politische Gegner:innen rückläufig – 
Weniger Gewalt im Corona-Kontext

Im Jahr 2022 zählte die Opferperspektive 138 rechte Übergriffe. Dies bedeutet einen leichten 
Rückgang von 12 rechten Gewalttaten in Brandenburg gegenüber dem Vorjahr: 2021 wurden 
noch 150 Gewaltdelikte mit rechter Tatmotivation verzeichnet. Die Zahl der Angriffe bewegt sich 
somit seit 2019 auf einem relativ konstanten Niveau (2019: 140, 2020: 130). Rückläufig waren vor 
allem körperliche Angriffe auf politische Gegner:innen, in nur noch 15 der Opferperspektive be-
kannt gewordenen Fällen handelten Rechte mit dieser Motivation (2021: 23).

Kaum zurückgegangen ist die Anzahl der Körperverletzungsdelikte. Die Beratungsstelle erfasste 
insgesamt 105 einfache und gefährliche Körperverletzungen (2021: 107). Wie jedes Jahr seit 2009 
ist Rassismus das häufigste Tatmotiv rechter Gewalttäter in Brandenburg. 91 rassistische Über-
griffe bedeuten einen prozentualen Anteil von knapp 66 Prozent aller registrierten rechten Angrif-
fe (2021: 98 Angriffe, 65 Prozent). Besorgt stimmt die verhältnismäßig hohe Anzahl antisemitischer 
Gewaltdelikte in 2022: Es wurden 8 Angriffe mit Antisemitismus als Tatmotiv erfasst, dem gegen-
über steht nur eine solche Tat in 2021.

Die regionalen Schwerpunkte rechter Gewalt verteilen sich 2022 auf das gesamte Bundesland. 
Die meisten rechten Angriffe wurden im Süden in Cottbus (19), im Osten in Märkisch-Oderland 
(17) und im Norden in Ostprignitz-Ruppin (12) gezählt. In allen drei Landkreisen bedeutet dies 
einen Anstieg gegenüber dem Vorjahr – die 17 Angriffe in Märkisch-Oderland stellen gar einen 
historischen Höchststand für den Landkreis dar. Auffällig ist, dass es sich hier um drei Landkreise 
handelt, die allesamt eine lange Tradition rechter Organisierung aufweisen. Diese könnte zu einer 
Verfestigung des Gewaltniveaus führen, die sich kurzfristigeren Entwicklungen widersetzt.

Abb. 1: Rechte Angriffe: Verlauf 2005 - 2022
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Allgemeine Einschätzung

Weiter fortgesetzt hat sich 2022 die Transformation rechter Mobilisierung in Brandenburg. Wäh-
rend die Jahre ab 2015 von rassistischer Propaganda gegen den Zuzug von Geflüchteten geprägt 
waren, die sich in einem erschreckenden Ausmaß von nahezu alltäglicher Gewalt gegen Geflüch-
tete und Migrant:innen niederschlug, ist in den letzten Jahren ein Wandel wahrnehmbar. Im 
Zuge der COVID-19-Pandemie und den Protesten gegen die Infektionsschutzmaßnahmen ver-
lagerten zentrale Akteure der rechten Bewegung das Ziel ihrer Agitation auf den Staat und seine 
Institutionen. So zeichnet sich bisher trotz der Aufnahme von Geflüchteten aus der Ukraine kein 
Wiederaufleben einer rassistischen Mobilisierung wie in 2015 ab, als landesweit „Nein zum Heim“-
Kampagnen aus dem Boden sprossen. Obwohl in der Landes- wie Kommunalpolitik erneut eine 
Kommunikation vorherrschte, die Fluchtmigration zu einer Überforderung und Bedrohung für 
Brandenburg stilisierte, blieben 2022 zielgerichtete rechte Aktionen an Unterkünften aus. Dies 
spiegelt sich auch in der Statistik der Opferperspektive wieder: Zum ersten Mal seit 2015 verzeich-
nete die Opferperspektive keine einzige rassistische Gewalttat, die sich direkt an oder im Umfeld 
einer Geflüchtetenunterkunft ereignete.

Dabei ist wichtig im Blick zu behalten: Betroffene rassistischer Gewalt berichten nach wie vor 
von alltäglicher Ablehnung und Diskriminierung. Die Antidiskriminierungsberatung der Opfer-
perspektive registriert seit Jahren stetig steigende Beratungszahlen wegen rassistischer Dis-
kriminierung und Vorfällen unterhalb der Gewaltschwelle; die rassistischen Einstellungen, die 
entsprechenden Gewalttaten zu Grunde liegen, sind also keineswegs aus der Brandenburger 
Gesellschaft verschwunden. Vielmehr ist hier ein fortbestehendes rassistisches Gewaltpotential 
erkennbar, das bei den entsprechenden gesellschaftlichen Voraussetzungen durchaus aktiviert 
werden kann.

Tatmotivationen

Die Opferperspektive erfasste 91 rassistische Gewalttaten in 2022. In absoluten Zahlen bedeutet 
dies einen Rückgang von 7 Übergriffen gegenüber dem Vorjahr. Der prozentuale Anteil ist mit 
65,9 Prozent gegenüber dem Vorjahr nahezu identisch (65,3%), erreicht aber aktuell nicht das 
dramatische Niveau des Zeitraums von 2016-2020, als bis zu 85 Prozent (2018) aller für Branden-
burg erfassten rechten Gewalttaten rassistisch motiviert waren. 

Abb. 2: Rassistische Angriffe seit 2015 in prozentualen Zahlen.
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Deutlich rückläufig sind die Zahlen der Angriffe auf politische Gegner:innen (2022: 15, 2021: 23) eben-
so wie die der Attacken von Rechten im Kontext der Proteste gegen Infektionsschutzmaßnahmen 
anlässlich der COVID19-Pandemie (2022: 7, 2021: 12). Dabei waren in mindestens 4 Fällen auch politi-
sche Verantwortungsträger:innen von Gewalt und Bedrohungen betroffen. Hinzu kommen 2 weitere 
Übergriffe auf Journalist:innen, die über rechte Aufmärsche berichteten. Mit 5 Taten ereignete sich 
die Mehrheit der Angriffe im Kontext der Corona-Proteste am Rande von Demonstrationen. Die Ge-
waltbereitschaft des sich in der Pandemie organisierenden rechten Protestmilieus besteht auch un-
abhängig von Infektionsschutzmaßnahmen fort. Sie richtet sich allerdings in erhöhtem Maße gegen 
Polizeibeamte und politische Funktionsträger:innen.

Einen klaren Zuwachs gibt es bei den durch die Opferperspektive erfassten antisemitischen Gewalt-
taten. Die 8 registrierten Übergriffe sind der Höchstwert der letzten Jahre. Unter den Taten befinden 
sich 3 gefährliche und 2 einfache Körperverletzungsdelikte, in drei Fällen wurden die Betroffenen ziel-
gerichtet mit dem Tode bedroht.

Einen leichten Anstieg verzeichnete die Opferperspektive bei Angriffen auf Nicht-Rechte und Alterna-
tive (2022: 7, 2021: 2). 2022 wurden 4 Attacken aus einer LGBTIQ*-feindlichen Motivation heraus verübt 
(2021: 3). Der Opferperspektive wurde 1 sozialdarwinistische Gewalttat bekannt, die sich gegen einen 
Wohnungslosen richtete (2021: 2).

Tatbestände

Auch im Jahr 2022 sind Körperverletzungsdelikte die mit Abstand am häufigsten erfassten Tat-
bestände. 66 einfache und 39 gefährliche Körperverletzungen wurden gezählt (2021: 61 bzw. 
46). Somit wurde bei einfachen Körperverletzungen gegenüber dem Vorjahr ein Zuwachs regis-

Abb. 3: Rechte Angriffe: Tatmotivation
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triert. Gefährliche Körperverletzungen umfassen sowohl Taten, die gemeinschaftlich durch meh-
rere Täter verübt, als auch jene, die durch einzelne Täter unter Einsatz von Waffen und anderen 
gefährlichen Gegenständen begangen werden. Bei allen weiteren Tatbeständen ging die Zahl 
der registrierten Taten leicht zurück. Das dritthäufigste Delikt waren Bedrohungen bzw. Nöti-
gungen (2022: 24, 2021: 27), darauf folgen massive Sachbeschädigungen (2022: 6, 2021: 7). Hinzu 
kommen 2 Fälle von Landfriedensbruch, bei denen organisierte Rechte unter Einsatz von Ge-
walt versuchten, in Wohnräume politischer Gegner:innen einzudringen, und 1 rechtsmotivierte 
Brandstiftung.  

Tatbetroffene

Die Opferperspektive erlangte 2022 Kenntnis von 242 Personen, die unmittelbar Ziel rechter Ge-
walttäter:innen waren. Damit steigt hier die Anzahl betroffener Personen gegenüber 2021 an, 
als 215 Tatbetroffene registriert wurden. Somit kam es 2022 häufiger als im Vorjahr zu Angriffs-
konstellationen, in denen ganze Gruppen von Personen durch Rechte angegriffen wurden. 156 
der Angegriffenen waren zum Tatzeitpunkt erwachsen (2021: 146). Bei 47 Betroffenen handelt 
es sich um Jugendliche im Alter von 14 bis 18 Jahren (2021: 38), 16 Mal waren es Kinder (2021: 18). 

Das jüngste 2022 von rechter Gewalt betroffene Kind wurde im Alter von zwei Jahren in Storbeck-
Frankendorf im Landkreis Ostprignitz-Ruppin angegriffen:

  
Am 22. Mai beleidigte ein Mann die Mutter des Kindes rassistisch und bewarf das Kind mit 
einem Feuerzeug.

143 der durch die Opferperspektive erfassten Betroffenen waren männlichen, 48 weiblichen Ge-
schlechts (2021: 125/64). Die verhältnismäßig hohe Zahl Betroffener, bei der die Opferperspektive 
das Geschlecht nicht benennt, liegt vor allem an Angriffen auf Gruppen, bei denen zwar die An-
zahl der Betroffenen bekannt ist, aber nicht, welcher Geschlechtsidentität sie sich zuordnen. Hier 
verzichtet die Beratungsstelle auf Schätzungen oder Zuschreibungen.

Abb. 4: Rechte Angriffe 2022 nach Tatbeständen.
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Regionale Verteilung

Wie bereits oben ausgeführt waren Cottbus mit 19 (2021: 16 ), Märkisch-Oderland mit 17 (2021: 8) 
und Ostprignitz-Ruppin mit 12 Angriffen (2021: 5) die Landkreise mit den meisten rechten Über-
griffen in 2022. In allen drei Regionen nahm die Anzahl rechter Angriffe damit zu. Allerdings lässt 
sich kein einheitlicher Trend für ganz Brandenburg erkennen. In fast allen Landesteilen stehen 
einzelne Landkreise mit steigenden Fallzahlen einer Mehrzahl von Landkreisen mit abnehmender 
Fallentwicklung gegenüber. In Südbrandenburg gab es neben Cottbus Landkreise mit stark zu-
rückgehenden Angriffszahlen, wie etwa Dahme-Spreewald (7, 2021: 16), Teltow-Fläming (3, 2021: 
11), Oberspreewald-Lausitz (2, 2021: 7) und Elbe-Elster (1, 2021: 5). Auch in Spree-Neiße ging die 
Zahl der Angriffe leicht zurück (5, 2021: 8). In Potsdam verringerte sich die Zahl der erfassten 
rechten Gewalttaten von 18 auf 11,  im Havelland von 5 auf 4. In Brandenburg/Havel (10, 2021: 7) 
und in Potsdam-Mittelmark (4, 2021: 2) wurden mehr Angriffe registriert als im Vorjahr. Im nörd-
lichen Brandenburg bleiben die Angriffszahlen relativ stabil. Im Barnim ereigneten sich 10 rechte 
Attacken (2021: 9) und in der Prignitz wie schon im Vorjahr 3. In der Uckermark (8, 2021: 9) und in 
Oberhavel (7, 2021: 10) wurden weniger Übergriffe gezählt als noch 2021. Auffallend ist der weitere 
Rückgang rechter Gewalttaten in der Uckermark, die bis 2020 noch eine der Schwerpunktregio-
nen rechter Gewalt war. Zum einen kam es in den letzten Jahren vor allem im Raum Prenzlau zu 

Abb. 5: Verteilung rechter Angriffe nach Landkreisen und kreisfreien Städten, 2022.
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Gerichtsverfahren, die die gewaltbereite rechte Szene schwächten, zum anderen berichten Bera-
tungsnehmende aus dieser Gegend von einem weniger durch Rassismus geprägten Alltagserle-
ben. Allerdings muss der Landkreis differenziert betrachtet werden, denn  weiterhin erreichen die 
Beratungsstelle aus verschiedenen uckermärkischen Orten Schilderungen massiver rassistischer 
Ablehnung, die die Betroffenen stark belasten.

Alleine im östlichen Landesteil verzeichnet die Opferperspektive keine Abnahme der Übergriffe. 
Im Landkreis Oder-Spree stieg die Zahl rechter Angriffe von 7 auf 9, in Frankfurt (Oder) von 4 
auf 6. In Märkisch-Oderland ist ein drastischer Anstieg der Angriffe festzustellen. Dort hat sich 
die Zahl der Gewalttaten mehr als verdoppelt (17, 2021: 8). Nach Einschätzung der Beratungsstel-
le hängt dies mit dem wahrnehmbaren Erstarken der lokalen Neonaziszene zusammen, unter 
anderem der Division MOL. Neonazis zeigten sich mehrfach auf Demonstrationen von Corona-
Leugner:innen, bedrohten politische Gegner:innen und verübten auch Angriffe auf diese. Die Er-
fassung und das Sichtbarmachen solcher Ausprägungen rechter Gewalt ist häufig ein Verdienst 
ehrenamtlicher Strukturen, wie in diesem Fall der Beratungsstelle BORG-Strausberg. Hier zeigt 
sich die Wichtigkeit von lokalen Anlaufstellen – nicht nur zur Erhellung des Dunkelfeldes bei rech-
ten Gewalttaten, sondern auch als niedrigschwelliges Angebot für Betroffene vor Ort.

Gruppenangriffe durch organisierte Rechte

Rechte Gewalt in Brandenburg ist in den letzten Jahren maßgeblich durch Angriffe von rassistisch 
mobilisierten Gelegenheitstäter:innen geprägt. Dem gegenüber stehen dieses Jahr eine Reihe 
rechter Angriffe auf politische Gegner:innen, die als Ausdruck organisierten Handelns Rechter 
zu interpretieren sind. Sie machen deutlich, dass die Handlungsfähigkeit der rechten Szene in 
Brandenburg und ihre Gewaltbereitschaft gegenüber allen, die sie als politische Gegner:innen 
ansieht, ungebrochen fortbesteht. 

So  griffen organisierte Rechte, laut Zeug:innen mutmaßlich aus dem Umfeld der 
Bruderschaft Wolfsschar, am 12. November in Frankfurt/Oder ein linkes Hausprojekt 
mit Stein- und Flaschenwürfen an.

In Cottbus wurden Ende Oktober drei junge Männer zum Ziel einer schwerwiegen-
den rechten Gewalttat. Mehrere Neonazis lauerten ihnen in der Innenstadt vor dem 
Veranstaltungsort Gladhouse auf und beschimpften sie als „Zecken“. Anschließend 
jagten die Rechten die Betroffenen durch die Straßen. Einer von ihnen wurde zu Bo-
den gebracht, geschlagen und ins Gesicht getreten. Die Angreifer forderten den Be-
troffenen auf, „Heil Hitler“ zu sagen, damit sie mit ihren Misshandlungen aufhörten. 
Zudem versuchten sie, den Angegriffenen, der um sein Leben fürchtete, zu berauben. 
Erst die nahende Polizei setzte der Attacke ein Ende. Der Betroffene erlitt schwere Ge-
sichtsverletzungen und verlor durch den Übergriff mehrere Zähne.
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Gruppenangriffe durch organisierte Rechte richteten sich 2022 aber nicht ausschließlich gegen 
politische Gegner:innen. Auch aus rassistischer Motivation kam es zu solchen Attacken:

Am Herrentag griff in Fürstenberg/ Havel eine Gruppe von etwa 14 vornehmlich jun-
gen Rechten zwei Männer aus dem Sudan an. Sie beleidigten die Betroffenen rassis-
tisch, bespuckten sie und traten gegen ihre Fahrräder. Einen Freund der Betroffenen, 
der versuchte die Angegriffenen zu schützen, beleidigten sie ebenfalls rassistisch und 
schlugen auf ihn ein.

Alle diese Angriffe fungieren als Botschaftstaten, das heißt, sie wirken als Drohung in die anti-
faschistisch orientierte Zivilgesellschaft und die migrantischen Communities der jeweiligen Orte 
hinein. Rechte machen hier ihren Machtanspruch deutlich, bzw. versuchen, anderen ein angst-
freies Leben zu verunmöglichen.

Bezeichnend ist an diesen Gruppenangriffen, dass sie dort stattfinden, wo gewaltbereite rechte 
Organisationsstrukturen durchgehend bestehen oder versucht wird, solche wieder aufzubauen. 
Die Existenz derartiger Strukturen ist Ausdruck eines gewaltbereiten rechten Milieus vor Ort, 
das unabhängig von aktuellen Mobilisierungen gewaltsam gegen politische Gegner:innen vor-
geht. Gleichzeitig wird innerhalb dieser Gruppierungen die Bereitschaft zur politisch motivierten 
Gewaltausübung weiter vermittelt. Sie könnten auch in Zukunft Kristallisationskerne militanter 
rechter Bewegungen sein oder diese beeinflussen.

Rassistische und LGBTIQ*-feindliche Gewalt gegen Studierende

Im vergangenen Jahr erfuhr die Beratungsstelle von mehreren rechten Übergriffen auf Studie-
rende in Brandenburg/Havel, Potsdam und Cottbus. Dies ist keine neue Entwicklung - rechte Ge-
walt stellt seit den 1990er Jahren ein Problem vor allem für von Rassismus betroffene Studierende 
in Brandenburg dar. Wie Betroffene mit diesem Problem umgehen ist sehr unterschiedlich. So 
entscheiden sich potentiell Betroffene zum Teil bewusst gegen ein Studium an einer Branden-
burger Hochschule. Andere, die in Brandenburg studieren, bleiben in Berlin wohnen bzw. ziehen 
nach Berlin und bewegen sich an ihren Studienorten nur im Universitätskontext. Die Branden-
burger Studierenden haben oft Umgangsformen mit alltäglichem Rassismus entwickelt und ver-
suchen individuell, gefährliche Situationen zu meiden. Häufig beschweren sie sich nicht über ihr 
Erleben, oder ihre Beschwerden werden nicht gehört, weil ihnen die Zugänge und Möglichkeiten 
fehlen, um im öffentlichen Diskurs der jeweiligen Stadt wahrgenommen zu werden.

Rassistische Übergriffe werden oft erst dann bekannt, wenn sich die betroffenen Studierenden 
organisieren, und eigene Wege finden um öffentlichen Druck aufzubauen. In Potsdam, am Uni-
versitätsstandort Golm, verfassten zu Beginn dieses Jahres zunächst örtliche Sozialarbeiter:in-
nen einen Brandbrief, in dem sie rechte, rassistische und LGBTIQ*-feindliche Übergriffe thema-
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tisierten, die sich dort bereits seit Oktober 2022 häuften. Studierende organisierten daraufhin 
eine Kundgebung. Nach Brandstiftungen an überwiegend von internationalen Studierenden 
bewohnten Gebäuden des Studentenwerkes im November in Cottbus sprach eine betroffene 
mexikanische Studierende in einer mexikanischen Tageszeitung darüber, dass sie die Brandstif-
tungen mit ihren Rassismuserfahrungen in Cottbus in Verbindung bringe. Sie berichtete, dass 
ihr mehrfach auf der Straße zugerufen wurde, sie solle in ihr Land zurückgehen, und dass sie aus 
rassistischen Gründen aus einer Bäckerei verwiesen wurde. Zudem hätten die nach der Brand-
stiftung anwesenden Polizeibeamt:innen sie und andere Betroffene nicht ernst genommen. Die 
mexikanische Botschaft wurde von den Vorfällen in Kenntnis gesetzt.1  Als kurz darauf ein weite-
rer Student mit einem Messer bedroht wurde, machten Studierende dies per Petition öffentlich 
und schilderten eindrücklich, dass sie in der Stadt nicht sicher vor rassistischer Gewalt seien.

Hier wird deutlich, dass zwischen dem öffentlich vermittelten Bild des international gefragten 
Zukunftsstandortes Cottbus und der gelebten Erfahrung nicht-weißer Studierender eine große 
Lücke klafft. Sowohl die BTU selbst, als auch politisch Verantwortliche müssen hier zeitnah ge-
gensteuern und die Studierenden in ihren Forderungen und mit ihren Berichten ernst nehmen. 
Das Anfang des Jahres von der Universität verabschiedete „Handlungskonzept gegen rechtsex-
treme Einflußnahme“ ist ein Schritt in die richtige Richtung, es kommt nun aber darauf an, das 
auf Papier geschriebene in konkrete praktische Maßnahmen zum Schutz der Studierenden zu 
übersetzen. Auch in Golm, wo es in 2023 bereits zu weiteren rechten, queerfeindlich motivierten 
Attacken auf Studierende kam, sind Universität und Stadt gefragt, eine klare Antwort zu finden, 
und Studierende vor rechten Angriffen zu schützen. 

Umgang der Justiz mit Betroffenen rechter Gewalt

Auch für das Jahr 2022 muss sich die Opferperspektive zum Zustand der Justiz und ihrer Fähig-
keit, rechte Gewalttäter zu verfolgen, kritisch äußern. Insbesondere im Gerichtsbezirk Cottbus 
sind die Probleme weiterhin massiv. Dabei kommt gerade der Justiz eine zentrale Rolle im staat-
lichen Umgang mit rechter Gewalt zu – eben weil politisch rechts motivierte Gewalt das Ziel ver-
folgt, Menschen von der Teilhabe an der Gesellschaft auszuschließen. Das Gerichtsverfahren ist 
unter anderem der Ort, wo im Namen der Gesellschaft der Machtanspruch rechter Gewalttäter 
und ihres Weltbildes zurückgewiesen werden und das Leid der Betroffenen Würdigung erfahren 
kann. Drei Punkte sind hier von besonderer Relevanz: der Umgang mit den Betroffenen selbst, 
die Würdigung des Tathintergrundes sowie die Verfahrensdauer.

Bei Strafverfahren in den Gerichtsbezirken Potsdam, Neuruppin und Frankfurt/ Oder liegen die 
Verfahrensdauern nach Erfahrung der Beratungsstelle meist in einem verhältnismäßig vertret-
baren Zeitrahmen von unter zwei Jahren. Allerdings werden auch diese Verfahrensdauern von 
Betroffenen als starke Belastung wahr genommen. Im Gerichtsbezirk Cottbus hingegen betra-
gen die Laufzeiten – in den Verfahren, die der Beratungsstelle bekannt sind – regelmäßig über 
vier, teilweise auch über fünf Jahre, ohne dass ein Termin der Hauptverhandlung oder eine Termi-

1 https://www.jornada.com.mx/2022/11/11/politica/011n2pol 
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nierung dieser stattgefunden hätte. Zahlreiche rechte Gewalttaten aus den Jahren 2015 bis 2019 
wurden somit bis heute nicht vor Gericht verhandelt. Die Justiz wird ihrem Anspruch so nicht 
gerecht.

Sowohl bei der Verfahrensdauer als auch bei der mangelnden Würdigung der Hintergründe 
sticht hier ein 5 ½ Jahre nach der Tat begonnenes Verfahren wegen versuchten Totschlages am 
Landgericht Cottbus negativ hervor, bei dem sich das Gericht nicht für die rassistische Gesin-
nung des Täters, eines in rechten Zusammenhängen organisierten Kampfsportlers, interessierte. 
Er hatte in der Silvesternacht von 2016 auf 2017 einen afghanischen Geflüchteten in einer Disko-
thek in Spremberg so brutal zusammengeschlagen, dass dieser schwerste Verletzungen erlitt. 
Der Täter wurde wegen versuchten Totschlags verurteilt, die rassistische Tatmotivation allerdings 
nicht anerkannt. Beweisanträge der Nebenklage zum ideologischen Hintergrund des Täters, u.a. 
eine Einsichtnahme in dessen Facebookprofil, auf dem er militanten Neonazi-Netzwerken sowie 
zahlreichen Rechtsrock-Labeln folgte, wurden durch das Gericht durch die Bank weg abgelehnt.2   

Manchmal sind es auch weichere Faktoren und nicht das große Skandalurteil, bei dem Gerich-
te im Umgang mit den Betroffenen nicht adäquat agieren. So etwa in einem Verfahren, das im 
September 2022 am Amtsgericht Zossen geführt wurde. Einer in einem Altenheim tätigen Rei-
nigungskraft wurde vorgeworfen ihre (aus Ungarn stammende) Kollegin körperlich angegriffen 
zu haben. Das Gericht zeigte sich desinteressiert, ein mögliches Tatmotiv Rassismus in Betracht 
zu ziehen. Die mangelnde Sensibilität des Gerichtes zeigte sich auch darin, dass durch das gan-
ze Verfahren der Name der Betroffenen falsch ausgesprochen wurde, und auch kein Versuch 
unternommen wurde, die richtige Aussprache zu erfragen. Der Ausschlusserfahrung durch die 
rassistische Ausgrenzung am Arbeitsplatz folgte eine erneute Erfahrung der Ausgrenzung im 
Gerichtssaal.

In anderen Fällen ist bereits die Staatsanwaltschaft nicht in der Lage, rassistische Herabwürdi-
gungen als solche zu erkennen. In einer Einstellungsbegründung in einem Verfahren wegen 
Volksverhetzung im Februar in Bad Saarow teilte die Staatsanwaltschaft Frankfurt (Oder) den Be-
troffenen lapidar mit, dass die wüsten anti-asiatischen Beschimpfungen, die ihnen eine Schuld 
am Corona-Virus unterstellten, lediglich als Meinungsäußerung des Beschuldigten über die Her-
kunft des Virus zu verstehen wären. In einem solchen Fall werden die Betroffenen nicht nur vom 
Staat alleine gelassen, auch die Täter können nun mit der Gewissheit agieren, dass ihre rassisti-
schen Äußerungen durch die Justiz geduldet werden.

Rechte Bedrohungen

Zwar gibt es eine hohe mediale Aufmerksamkeit für das Thema Bedrohungen durch Rechte im 
politischen Raum. Im Gegensatz zu körperlichen Gewalterfahrungen sind diese Bedrohungssitu-
ationen für Betroffene jedoch schwerer greifbar und oft werden sie der Beratungsstelle als Ge-

2 Für eine ausführliche Analyse dieses Verfahrens vgl. Kleffner (2023) in: Kein Rassismus und keine Strafverfolgung. Wie 
Ermittlungsbehörden und Justiz in Cottbus auf Neonazigewalt reagieren, in: Recht gegen Rechts. Report 2023, Fischer 
Verlag. Mit freundlicher Genehmigung des Fischer Verlages befindet sich der Bericht auf der Webseite der Opferpers-
pektive. https://www.opferperspektive.de/aktuelles/report_gegen_rechts_2023_cottbus 
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rücht oder anonyme Erzählung zugetragen. Hinzu kommt, dass der strafrechtliche Weg in sol-
chen Fällen meist noch komplizierter ist als bei Körperverletzungsdelikten: So wurde im Fall eines 
Politikers, dessen Familie sich zu Hause sehr unsicher fühlt, seit ortsbekannte organisierte Nazis 
an der Haustür klingelten und dann langsam davon gingen, aus juristischer Sicht nicht einmal 
eine Straftat begangen.  Linke und alternative Wohnprojekte können nicht mit Sicherheit sagen, 
wer ihren Briefkasten gesprengt hat, aber der Verdacht, ins Visier von Rechten geraten zu sein, 
liegt  aber nahe.

Dementsprechend schwierig ist es, diese Bedrohungserfahrungen im Rahmen des Monitorings 
rechter Gewalt zu beschreiben. Jedoch ist das Herbeiführen von Bedrohungs- und Angstsitu-
ationen bei politischen Gegner:innen oder abgewerteten Gruppen eine zentrale Motivation im 
gewaltförmigen Agieren von Rechten und Rassist:innen. Nicht umsonst haben die Taten Bot-
schaftscharakter. Sie sollen einschüchtern und verunsichern. Deshalb nimmt die Opferperspek-
tive massive und zielgerichtete Vorfälle von Bedrohung in die Statistik auf, wenn sie nachhalti-
ge Folgen für die Betroffenen haben. Die psychischen Tatfolgen können bei wiederholten oder 
andauernden Bedrohungen ähnlich schwer sein, wie nach einer körperlichen Gewalttat, insbe-
sondere wenn die Verursacher:innen sich im unmittelbaren persönlichen Umfeld bewegen oder 
vermutet werden: Von psychischen Auswirkungen wie Ängsten und Schlafstörungen, über finan-
zielle Kosten durch notwendige Sicherheitsmaßnahmen, Einschränkungen im Alltag und Sorgen 
um die Familie, bis hin zu dem Gedanken, die politische Arbeit einzustellen oder den Wohnort zu 
wechseln. 3 

Besonders schwer wiegen Bedrohungen, zum Beispiel im direkten Wohnumfeld, wenn anwe-
sende Zeug:innen anstatt zu unterstützen Partei für die Täter:innen ergreifen. So erlebte es im 29. 
März eine Familie in Vetschau: 

Nicht nur die minderjährige Tochter und ihr Bruder wurden von einem Nachbarn im 
Keller ihres Mehrfamilienhauses bedroht und rassistisch beleidigt, auch der Mutter 
widerfuhr dasselbe, als sie den Täter zur Rede stellte. Noch dazu beleidigte eine wei-
tere Nachbarin die Kinder ebenfalls rassistisch, anstatt ihnen zu Hilfe zu eilen.

Rechtsterroristische Bestrebungen in Brandenburg

Mehrere großangelegte Durchsuchungen durch Ermittlungsbehörden in 2022 verdeutlichten 
erneut, dass Rechtsterrorismus eine reale Gefahr in Brandenburg darstellt, und Neonazis aktu-
ell in der Region auf vielfältige Weise versuchen, Umsturzpläne und Vernichtungsphantasien zu 
verwirklichen. So wurden im April in den Landkreisen Dahme-Spreewald, Barnim und der Lan-
deshauptstadt Potsdam Objekte im Zusammenhang mit Ermittlungen gegen Mitglieder der 
„Atomwaffen Division Deutschland“ (AWDD) durchsucht. Bei der AWDD handelt es sich um eine 

3 Gemeinsam mit den anderen spezialisierten Beratungsstellen für Betroffene rechter, rassistischer und antisemitischer 
Gewalt im Dachverband VBRG wird die Opferperspektive ab 2023 die Erfassungskriterien für Bedrohungsdelikte ändern. 
Sie werden in die systematische und proaktive Recherche einbezogen. Sämtliche, auch durch staatliche Stellen erfasste 
PMK-rechts kategorisierte Bedrohungsdelikte werden ab dem kommenden Jahr im Monitoring erfasst. 
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militante internationale Gruppe mit Ursprung in den USA, die sich zum Ziel gesetzt hat, einen 
„Rassenkrieg“ zu entfachen. Im selben Monat nahmen Ermittler:innen einen Mann in Falken-
see fest, der gemeinsam mit weiteren Personen geplant hatte, den Bundesgesundheitsminis-
ter zu entführen. Anfang Dezember erfolgten zudem bundesweite Durchsuchungen im Umfeld 
eines Netzwerkes von bewaffneten Reichsbürger:innen, in Zuge derer in Brandenburg Objekte 
in den Landkreisen Potsdam-Mittelmark und Elbe-Elster durchleuchtet wurden. Und schließlich 
begann vor kurzem am Landgericht Potsdam die Verhandlung gegen einen 18-jährigen Potsda-
mer, der aus rechten, antisemitischen und LGBTIQ*-feindlichen Motiven ein Sprengstoff-Attentat 
geplant haben soll. Der Jugendliche radikalisierte sich in mehreren Chat-Kanälen, informierte 
sich im Internet über die Herstellung von Sprengstoff und Sprengvorrichtungen, und hatte sich 
bereits dafür erforderliche Chemikalien und Utensilien beschafft. Auf einem verlassenen Kaser-
nengelände unternahm er mit selbstgebauten Brandsätzen Sprengversuche. Die Länge der 
Aufzählungen von Ereignissen mit rechtsterroristischem Bezug innerhalb nur eines Jahres in 
Brandenburg sollte aufschrecken lassen. Die Gesellschaft darf sich nicht nur auf die Fähigkeit der 
Strafverfolgungsbehörden verlassen, derartige Pläne frühzeitig aufzudecken und zu verhindern. 
Alle sind aufgefordert, dem rhetorischen Nährboden, den rechten Verschwörungstheorien, dem 
Rassismus und Nationalismus, auf dem diese Umtriebe gedeihen, entgegen zu wirken.
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